
59 
 

Amtliches  

Bekanntmachungsblatt  
- Amtsblatt des Märkischen Kreises-  
 
 
 
 
 

Nr. 4 Ausgegeben in Lüdenscheid am 27.01.2021 
 

Jahrgang 2021 
 

 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
19.01.2021 

 
Märkischer Kreis 

 
Prüfung zur Feststellung der Pflicht zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) gem. § 5 i. V. m. § 7 UVPG 
-Firma Schaeffler Engineering GmbH, Werdohl- 60 

 
25.01.2021 

 
Stadt Iserlohn 

 
Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 260 „Letmathe – Oeger Straße / Bergstraße“ 
gem. § 2 BauGB - Beteiligung der Öffentlichkeit 
gem. § 3 Abs. 2 BauGB - 71 

 
25.01.2021 

 
Stadt Iserlohn 

 
Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. L 35 „Auf der Insel“ gem. § 2 BauGB - Be-
teiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 
BauGB 74 

 
20.01.2021 

 
Stadt Meinerzhagen 

 
Satzung gemäß § 35 (6) BauGB für den bebau-
ten Bereich „Sinderhauf“ (Außenbereichssat-
zung) 77 

 
27.01.2021 

 
Stadt Iserlohn 

 
Entwurf der Haushaltssatzung 2021 78 

 
18.01.2021 

 
Sparkasse Märkisches 
Sauerland Hemer - Menden 

 
Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches 

79 
 
21.01.2021 

 
Bezirksregierung Arnsberg 

 
Planfeststellungsverfahren für den Neubau der 
380-kV-Höchstspannungs-freileitung Kruckel   
Dauersberg, Bl. 4319, EnLAG-Vorhaben Nr. 19, 
Abschnitt B von Pkt. Ochsenkopf (Iserlohn) bis 
Pkt. Attendorn 80 

 
Januar 2021 

 
Gemeinde Schalksmühle 

 
Bekanntmachung gemäß § 76 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) und § 83 (2) Landeswasser-
gesetz (LWG 86 

 
19.01.2021 

 
Stadt Altena (Westf.) 

 
Tagesordnung einer Sitzung des Ausschusses 
für Soziales, Generationen und Familie am 
01.02.2021 88 

 
21.01.2021 

 
Stadt Altena (Westf.) 

 
Tagesordnung einer Sitzung des Betriebsaus-
schusses am 03.02.2021 88 



 

60 

 
 
 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
 
Die Firma Schaeffler Engineering GmbH, Gewer-
bestr. 14, 58791 Werdohl, beantragt 
 
- gem. §§ 4 und 6 BImSchG des Gesetzes zum 

Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Er-
schütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-
Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert am 
19.06.2020 (BGBl. I S. 1328 und 1340) i. V. m. 

 
- der Ziffer 10.15.1 des Anhangs I der 4. Verord-

nung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungspflichtige Anlagen - 4. BImSchV) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 
(BGBl. I S. 1440) 

 
die Errichtung und den Betrieb von Prüfständen für 
oder mit Verbrennungsmotoren (Forschungs- und 
Entwicklungsmotoren) mit einer Feuerungswärme-
leistung von insgesamt 300 Kilowatt oder mehr am 
Standort 58791 Werdohl, Gewerbestr. 14, Gemar-
kung Werdohl, Flur 20, Flurstück 202. 
 
Prüfung der UVP-Pflicht 
Für das Vorhaben wurde gem. § 5 i. V. m. § 7 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-prüfung 
(UVPG) eine Prüfung zur Feststellung der Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) durchgeführt. 
 
Die Anlage von Prüfständen für oder mit Verbren-
nungsmotoren ist in Anlage 1 zum UVPG unter der 
laufenden Nr. 10.5.2 gelistet und unterliegt somit ei-
ner standortbezogenen Vorprüfung im Einzelfall ge-
mäß § 7 Abs. 2. 
 
Eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung besteht nicht. 
 
a) Art und Ausmaß der Auswirkungen (insb. geogra-

fisches Gebiet; betroffene Personen) Die Auswir-
kungen beschränken sich, bezogen auf die An-
lage, die sich in einem bestehenden Gebäude be-
findet, im Wesentlichen auf den Betriebsstandort. 
Nach den Vorgaben der TA Luft werden die Aus-
wirkungen der Anlage in Abhängigkeit der Bau-
höhe des Hauptkamins in einem Radius von 1 km 
betrachtet. Die betroffene Personenanzahl wird 
als durchschnittlich beurteilt, der Eintrag von gas-
förmigen Stoffen auf die potentiellen Schutzgüter 
und die daraus resultierende potentielle Beein-
trächtigung ist nicht signifikant. 

 
b) Grenzüberschreitender Charakter der Auswirkun-

gen 
Da keine bzw. keine erheblichen nachteiligen 
Auswirkungen aus dem Vorhaben abgeleitet wer-
den können, sind grenzüberschreitende Auswir-
kungen auszuschließen. 

 
c) Schwere und Komplexität der Auswirkungen Be-

züglich des Eintrages von Stoffen (hier: Gesamt-
staub, NOx, CO, SOx, organische Stoffe) sieht die 
TA Luft keine Irrelevanz-Grenze vor. Schwere o-
der komplexe Auswirkung sind nicht zu erwarten. 

 
d) Wahrscheinlichkeit der Auswirkungen 

Da erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die 
in § 2 UVPG genannten Schutzgüter nicht abge-
leitet werden können, ist eine Aussage zu deren 
Wahrscheinlichkeit irrelevant. 

 
e) Beginn, Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der 

Auswirkungen 
Da erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die 
in § 2 UVPG genannten Schutzgüter nicht abge-
leitet werden können, ist eine Aussage zu deren 
Dauer, Häufigkeit und Reversibilität irrelevant. 

 
f) Zusammenwirken der Auswirkungen mit den 

Auswirkungen anderer Vorhaben 
Eine Kumulation des geplanten Vorhabens mit 
anderen Vorhaben ist ausgeschlossen, da derzeit 
keine Planungen zu weiteren Vorhaben bekannt 
sind, aus denen sich eine kumulierende Wirkung 
in einem gemeinsamen Einwirkungsbereich ab-
leiten lässt. 

 
g) Möglichkeit, die Auswirkungen wirksam zu ver-

mindern 
Minderungsmaßnahmen sind nicht erforderlich, 
da der Stand der Technik eingehalten wird. 

 
Auf Grundlage der vorhabenrelevanten Merkmale 
der beantragten Genehmigung, unter Beachtung der 
Wirkfaktoren des Vorhabens, wurde und unter Be-
rücksichtigung der ökologischen bzw. umweltfachli-
chen Ausgangssituation am Vorhabenstandort, so-
wie in dessen Umfeld festgestellt, dass durch das 
Vorhaben gem. Anlage 3 zum UVPG keine erhebli-
chen nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgüter 
zu erwarten sind. 
 
Das Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nach den Vorschriften des UVPG. 
 
Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht 
selbstständig anfechtbar. 
 
Die gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG erforderliche In-
formation der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Be-
kanntmachung. 
 
Lüdenscheid, 19.01.2020 
 
MÄRKISCHER KREIS 
Der Landrat 
Untere Immissionsschutzbehörde 
Im Auftrag 
 
TÜCH 
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Zu 2.3.8     Wasserschutzgebiete nach § 51 des WHG, Heilquellenschutzgebiete nach § 53 Absatz 4 des WHG, 

Risikogebiete nach § 73 Absatz 1 des WHG sowie Überschwemmungsgebiete  
  Im Umkreis von 1 km gibt es keine Wasserschutzgebiete bzw. Wasserschutzzonen.  
  Das Grundstück des Vorhabens liegt teilweise im vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet der 
Lenne, welches sich bis an den Rand der Motorenprüfstandhalle erstreckt. Der Antrag umfasst die 
Aufstellung eines semimobilen Wasserstofftanks im vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet. 
Ein Alternativstandort ist aus betrieblichen Gründen nicht umsetzbar. 
 Das Risiko einer Überflutungswahrscheinlichkeit ist als gering einzuschätzen. Das Gelände, auf dem 
der Wasserstofftrailer aufgestellt werden soll, liegt oberhalb der Überflutungshöhe bei einem Hoch-
wasser, welches einmal in 100 Jahren erreicht oder überschritten wird. 

Zu 2.3.9 Gebiete, in denen die in Vorschriften der Europäischen Union festgelegten Umweltqualitätsnormen 
bereits überschritten sind 
Derartige Gebiete sind nicht vorhanden. 

Zu 2.3.10 Gebiete mit hoher Bevölkerungsrate, insbesondere Zentrale Orte im Sinne des  
§ 2 Abs. 2 Nr. 2 des Raumordnungsgesetzes 
Derartige Gebiete sind im größeren Umkreis nicht vorhanden. 

Zu 2.3.11 In amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmäler, Denkmalensembles, Bodendenkmäler 
oder Gebiete, die von der durch die Länder bestimmten Denkmalschutzbehörde als archäologisch 
bedeutende Landschaften eingestuft worden sind 

                     Es sind keine in unmittelbarer Umgebung (1 km) vorhanden. 

Ergebnis 1. Stufe der Prüfung: 
☒ Es sind besondere örtliche Gegebenheiten vorhanden. 
 Die 2. Stufe der Prüfung ist erforderlich. 
☐ Es sind keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorhanden. 
 Es besteht keine UVP-Pflicht. 
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2. Stufe der Prüfung 

1. Merkmale des Vorhabens 
Merkmale Grad der Beeinträchtigung 
 keine mäßig hoch sehr hoch nicht rele-

vant 

1.1 Größe und Ausgestaltung ☐ ☒ ☐ ☐ ☐ 
1.2  Zusammenwirken mit anderen 

Vorhaben und Tätigkeiten ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 

1.3  Nutzung natürlicher Ressourcen      
 Fläche ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 
 Boden ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 
 Wasser ☒ ☐ ☐ ☐ ☐ 
 Tiere ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 
 Pflanzen ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 
 Biologische Vielfalt     ☒ 
1.4  Abfallerzeugung ☐ ☒ ☐ ☐ ☐ 
1.5  Umweltverschmutzung und Be-

lästigungen ☐ ☒ ☐ ☐ ☐ 

1.6  Risiken von Störfällen, Unfällen, 
Katastrophen ☒ ☐ ☐ ☐ ☐ 

1.6.1 verwendete Stoffe und Technolo-
gien ☒ ☐ ☐ ☐ ☐ 

1.6.2 Anfälligkeit für Störfälle ☒ ☐ ☐ ☐ ☐ 
1.7 Risiken für die menschliche Ge-

sundheit ☐ ☒ ☐ ☐ ☐ 

Zu 1.1 Größe und Ausgestaltung 
Mit der Realisierung des Vorhabens sind keine Eingriffstatbestände in ausgewiesene Schutz-
gebiete, wie z. B. Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete oder geschützte Land-
schaftsbestandteile verbunden. Bei dem Standort handelt es sich um ein ausgewiesenes Ge-
werbegebiet. 

Zu 1.2 Zusammenwirken mit anderen Vorhaben und Tätigkeiten 
Ein Zusammenwirken mit anderen Vorhaben und Tätigkeiten im bestehenden Betrieb be-
steht nicht. 

Zu 1.3 Nutzung natürlicher Ressourcen 
Eine Nutzung natürlicher Ressourcen findet nicht statt, da die in Rede stehende Anlage in ei-
nem nach Baurecht genehmigten Gebäude errichtet und betrieben wird. 

Zu 1.4 Abfallerzeugung 
Weniger während des Betriebes der Motorenprüfstände, aber im Zusammenhang mit War-
tungs- und Reparaturarbeiten fallen Abfälle an, die getrennt gesammelt und anschließend 
als gefährliche Abfälle durch zertifizierte Fachbetriebe entsorgt bzw. verwertet werden.  
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Zu 1.5 Umweltverschmutzung und Belästigungen 
Umweltverschmutzung bzw. Belästigungen können auf Grund des geringfügigen Austrags so 
gut wie ausgeschlossen werden. Die Abgase der Motoren werden durch serien- oder serien-
nahe, dem Stand der Technik entsprechende Abgasnachbehandlungssysteme gereinigt.  
Lärmemissionen sind an dieser Stelle nicht relevant, da die Motorenprüfstände in schall-
schutzisolierten Räumen betrieben werden.  

Zu 1.6 Risiken von Störfällen, Unfällen, Katastrophen 
Die Anlage unterliegt nicht der Störfallverordnung.  

Zu 1.6.1 verwendete Stoffe und Technologien 
Es werden keine giftigen Gefahrstoffe und nur moderne Produktionstechnik eingesetzt. 

Zu 1.6.2 Anfälligkeit für Störfälle 
Es werden keine giftigen Gefahrstoffe oder einer CMR-Einstufung unterliegende Gefahr-
stoffe eingesetzt. Im Zuge von Betriebsstörungen ist insoweit eine Freisetzung von Gefahr-
stoffen auszuschließen. 

Zu 1.7 Risiken für die menschliche Gesundheit 
Durch den weitestgehend geringfügigen Austrag bestehen so gut wie keine Risiken für die 
menschliche Gesundheit. Die Belange des Lärmimmissionsschutzes sind nicht relevant, da 
die Motoren in schallgeschützten Räumen getestet werden.  

2. Standort des Vorhabens  

2.1 Nutzungskriterien 

Bestehende Nutzung des Gebiets 
☐ Fläche für Siedlung und Erholung 
☐ Land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzungen 
☒ sonstige wirtschaftliche und öffentliche Nutzungen 
☐ Verkehr 
☐ Ver- und Entsorgung 
 
Nähere Beschreibung des Gebietstyps 
Das Grundstück liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans im Sinne des § 30 BauGB  
Nr. 27, Bezeichnung: „Baukloh“, Stadt Werdohl, in einem Gewerbegebiet. Der B-Plan ist 
rechtsverbindlich seit dem 24.11.1969.  Im Norden grenzt die Lenne an das Werksgelände. 
Ein Teil des Gebietes gilt als Überschwemmungsgebiet. Im Zuge dieses Vorhabens werden 
keine neuen Baumaßnahmen geplant oder durchgeführt. Alle Gebäude und baugenehmi-
gungspflichtigen Anlagen, sind genehmigt und im Bestand vorhanden. 
  

Sind in der Umgebung andere Anlagen mit Auswirkungen auf den Standort des Vorhabens 
bekannt?  
☐ ja  ☒ nein  

Wenn ja: welche?  
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Sind kumulative Wirkungen möglich? 
☐ ja  ☒ nein  

Wenn ja: welche? 
 
2.2 Qualitätskriterien 
Reichtum, Verfügbarkeit, Qualität und Regenerationsfähigkeit der natürlichen Ressourcen 

Natürliche Ressourcen Grad der Qualität 
 keine mäßig hoch sehr hoch nicht rele-

vant 

Fläche 
Größe ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 
Natürlichkeit ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 
Boden 
Leistungsfähigkeit der natürlichen Bo-
denfunktionen und der Archivfunktion 
des Bodens 

☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 

Empfindlichkeit gegenüber Bodenero-
sion ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 

Natürlichkeit der Böden ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 
Landschaft 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 

Vielfalt, Eigenart und Schönheit der 
Landschaft ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 

Nutzungsfähigkeit der Naturgüter für 
die Land- und Forstwirtschaft ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 

Landschaftsbezogene Erholung ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 
Wasser 
Oberflächengewässer 
Wasserbeschaffenheit: Gewässergüte, 
Stoffhaushalt, hygienischer Zustand 
und planktische Biozönose 

☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 

Situation von Hydraulik/Hydrologie, 
Morphologie und Beschaffenheit der 
Gewässersedimente 

☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 

Grundwasser 
Grundwasserbeschaffenheit (Qualität) ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 
Tiere / Pflanzen 
Artenvielfalt ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 
Geschützte Arten ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 
Biotopstrukturen ☐ ☐ ☐ ☐ ☒ 
Luft 
Luftqualität (z. B. Kurgebiete) ☐ ☒ ☐ ☐ ☐ 
Klimafunktion ☐ ☒ ☐ ☐ ☐ 
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Zu den Punkten Fläche, Boden, Landschaft, Wasser sowie Tiere / Pflanzen 
Die genannten Ressourcen brauchen im vorliegenden Fall nicht betrachtet zu werden, da die 
in Rede stehende Anlage in einem nach Baurecht genehmigten Gebäude errichtet und be-
trieben wird. 

Zu der Ressource Luft (Luftqualität z. B. Kurgebiete) und (Klimafunktion) 
Der Standort des Betriebes befindet sich in einem Gewerbegebiet.  Durch die Behandlung 
des Abgases mittels Abgasreinigungssystem sind die Einwirkungen von Emissionen auf die 
Luftqualität und das Klima als vernachlässigbar einzuschätzen. Die neue Nutzung nach An-
tragsgegenstand führt zu keiner wesentlichen Erhöhung der Abgasfracht. 
 
Schutzkriterien 
siehe 1. Stufe der Prüfung 
 
3. Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen 
Die möglichen erheblichen Auswirkungen eines Vorhabens auf die Schutzgüter sind anhand 
der unter den Nummern 1 (Merkmale des Vorhabens) und 2 (Standort des Vorhabens) auf-
geführten Kriterien zu beurteilen. 

3.1 Art und Ausmaß der Auswirkungen (insb. geografisches Gebiet; betroffene Personen) 
Die Auswirkungen beschränken sich, bezogen auf die Anlage, die sich in einem Gebäude be-
findet, im Wesentlichen auf den Betriebsstandort. Nach den Vorgaben der TA Luft werden 
die Auswirkungen der Anlage in Abhängigkeit der Bauhöhe des Hauptkamins in einem Radius 
von 1 km betrachtet. Der Eintrag von gasförmigen Stoffen auf die potentiellen Schutzgüter 
und die daraus resultierende potentielle Beeinträchtigung ist nicht signifikant. 

3.2 Grenzüberschreitender Charakter der Auswirkungen     
Da keine bzw. keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen aus dem Vorhaben abgeleitet 
werden können, sind grenzüberschreitende Auswirkungen auszuschließen. 

3.3 Schwere und Komplexität der Auswirkungen 
Bezüglich des Eintrages von Stoffen (hier: Gesamtstaub, NOx, CO, SOx, organische Stoffe) 
sieht die TA Luft keine Irrelevanz-Grenze vor. Schwere oder komplexe Auswirkung sind nicht 
zu erwarten. 

3.4 Wahrscheinlichkeit der Auswirkungen 
Da erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die in § 2 UVPG genannten Schutzgüter nicht 
abgeleitet werden können, ist eine Aussage zu deren Wahrscheinlichkeit irrelevant. 

3.5 Beginn, Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswirkungen 
Da erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die in § 2 UVPG genannten Schutzgüter nicht 
abgeleitet werden können, ist eine Aussage zu deren Dauer, Häufigkeit und Reversibilität ir-
relevant. 
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3.6 Zusammenwirken der Auswirkungen mit den Auswirkungen anderer Vorhaben 
Eine Kumulation des geplanten Vorhabens mit anderen Vorhaben ist ausgeschlossen, da der-
zeit keine Planungen zu weiteren Vorhaben bekannt sind, aus denen sich eine kumulierende 
Wirkung in einem gemeinsamen Einwirkungsbereich ableiten lässt. 

3.7 Möglichkeit, die Auswirkungen wirksam zu vermindern 
Minderungsmaßnahmen sind nicht erforderlich, da der Stand der Technik eingehalten wird. 

 
Zusammenfassende Ergebnisdarstellung 

Auf Grundlage der vorhabenrelevanten Merkmale der geplanten Errichtung und des Betrie-
bes der Prüfstände für Verbrennungsmotoren und unter Beachtung der Wirkfaktoren des 
Vorhabens wurde unter Berücksichtigung der ökologischen bzw. umweltfachlichen Aus-
gangssituation am Vorhabenstandort sowie in dessen Umfeld festgestellt, dass durch das 
Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgüter gem. Anlage 3 
zum UVPG zu erwarten sind. 

Erforderlichkeit einer UVP 

Die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung ist 

☐ erforderlich ☒ nicht erforderlich  

 
Öffentliche Bekanntmachung  

Die gemäß § 3a UVPG erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt durch Bekanntma-
chung im Amtlichen Bekanntmachungsblatt auf der Homepage des Landrates des Märki-
schen Kreises.  

Lüdenscheid, 19.01.2020 

 

 

Tüch Schauer 
Fachdienstleiter technische Sachbearbeiterin 

 

Bekanntmachung erfolgt am: 27.01.2021 
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Amtliche Bekanntmachung 
 
Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 260 „Letmathe – Oeger Straße / Bergstraße“ 
gem. § 2 BauGB 
Beteiligung der Öffentlichkeit 
gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Haupt- und Personalausschuss der Stadt Iser-
lohn hat am 22.12.2020 folgenden Beschluss ge-
fasst: 
 
Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 260 „Letmathe - Oeger Straße / Bergstraße“ ist 
gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen. 
 
Ziel der Änderung des Bebauungsplans ist die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzung für die 
Fortführung des Fuß- und Radweges östlich der Oe-
ger Straße entlang der Lenne. Mit dem Bau des We-
ges soll einerseits die Radwegeverbindung in Letma-
the künftig verbessert und andererseits die überregi-
onale Lenneroute weiter optimiert werden. 
 
Der Geltungsbereich hat sich gegenüber der Darstel-
lung im Aufstellungsbeschluss geringfügig geändert 
und ist aus der Umrisszeichnung erkennbar. 
 
Folgende Arten von umweltbezogenen Informatio-
nen sind verfügbar und können während der öffentli-
chen Auslegung eingesehen werden: 
 
 
Umweltbericht 
 
Zur Berücksichtigung der Belange des Umweltschut-
zes wurde gem. § 2 Abs. 4 BauGB im Rahmen der 
Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 
260 eine Umweltprüfung durchgeführt, in welcher die 
voraussichtlichen Umwelteinwirkungen ermittelt und 
in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet 
wurden. Der Umweltbericht bildet den gesonderten 
Teil B der Begründung zum Bebauungsplan. Dabei 
wurden unter Punkt 4 -Beschreibung und Bewertung 
der Umweltauswirkungen- die folgenden Schutzgüter 
berücksichtigt: Pflanzen / Tiere / biologische Vielfalt, 
Boden / Fläche, Wasser, Klima / Luft, Landschaft/ 
Landschaftsbild, Mensch und seine Gesundheit, Kul-
turgüter und sonstige Sachgüter. 
 
 
Artenschutzrechtliche Prüfung 
 
Enthält umweltbezogene Informationen zu den 
Schutzgütern „Pflanzen /Tiere / biologische Vielfalt, 
Fläche“ 
 
Es liegt eine Artenschutzrechtliche Vorprüfung (ASP 
Stufe I) vom Februar 2020 vor, in welcher die poten-
tiellen Wirkungen auf die planungsrelevanten Tierar-
ten wie die erhebliche Störung, Verletzung oder Tö-
tung sowie die nachhaltige Beeinträchtigung der öko-
logischen Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten geprüft und bewertet wurden.

Im Rahmen der Erstellung der Artenschutzrechtliche 
Vorprüfung wurden dabei folgende Fachbeiträge in-
haltlich berücksichtigt: 
 
• Avifaunistische Kartierung vom April-Juni 2019 - 

ornithologische Erhebung der im Gebiet vorkom-
menden planungsrelevanten und nicht planungs-
relevanten Vogelarten 

 
• Fledermauskartierung vom Juli 2019 - Erhebung 

der Fledermausarten, die das Gebiet als Jagd- 
und Durchflugshabitat oder als Quartier nutzen 

 
 
Landschaftspflegerischer Begleitplan 
 
Enthält umweltbezogene Informationen zu den 
Schutzgütern „Pflanzen /Tiere / biologische Vielfalt, 
Fläche, Wasser, Boden, Landschaft / Landschafts-
bild“ 
 
Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans 
wurde eine Landschaftspflegerische Begleitplanung 
einschließlich einer Eingriffsbilanzierung erarbeitet. 
Landschaftspflegerischer Begleitplan einschließlich 
Biotoptypenkartierung sowie Eingriffsbilanzierung, 
Bewertung der Kompensationsfläche und Kompen-
sationsmaßnahmen sind gesonderter Teil der Be-
gründung. Unter Punkt 4. -Schutz von Natur und 
Landschaft - Umsetzung der Kompensation- sind fol-
gende Maßnahmen aufgeführt: 
 
• Maßnahmen zur Vermeidung und Konfliktminde-

rung - Umweltbaubegleitung, Trassenanpassung, 
Ausgleich von Gehölzverlusten 

 
• Spezielle Schutzmaßnahmen - Schutz von Vo-

gel- und Fledermausarten, Schutz der Vegetati-
onsbestände, Schutz des Bodens, Schutz des 
Gewässers 

 
• Landschaftspflegerische Maßnahmen - Sicher-

stellung der landschaftspflegerischen Maßnah-
men, Nachpflanzung von Bäumen, Jungbaum-
pflege, Entwicklung von Auenwald / Ufergehöl-
zen, Pflege von extensiv genutzten Grünlandflä-
chen, Pflege der Sukzessionsbrache, Pflege von 
Gehölzstrukturen 

 
• Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen - Entwick-

lung einer Bruch- und Auenwaldes 
 
 
Umweltbezogene Informationen in Stellungnahmen 
von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Be-
lange: 
 
Enthält umweltbezogene Informationen zu den 
Schutzgütern „Pflanzen / biologische Vielfalt, Fläche, 
Wasser, Boden und sonstige Sachgüter“ 
 

• Märkischer Kreis 
- Hinweis auf Altablagerung im südlichen 

Bereich des Plangebiets 
- Hinweis auf die geplante Trasse im Au-

wald bzw. im Bereich der Lenneuferge-
hölze
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- Umsetzung von Vermeidungsmaßnah-
men 

- Hinweise zu den geplanten Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen 

• Telefonica Germany GmbH Co. OHG 
- Hinweis zu Richtfunkverbindungen, die 

das Plangebiet queren bzw. nah angren-
zen 

• Stadtwerke Iserlohn 
- Hinweis zu Stromversorgungsanlagen der 

Energie AG Iserlohn und Telekommunika-
tionsanlagen der Telemark, die im Plange-
biet liegen 

• SIHK 
- Hinweis zur Beeinträchtigung des Hoch-

wasserabflusses 
• Westnetz GmbH 

- Hinweis zur Erdgashochdruckleitung, wel-
che im westlichen Randbereich des Plan-
gebiets verläuft 

• Versorgungsunternehmen (Amprion GmbH, 
Vodafone GmbH, Wasserwerke Westfalen 
GmbH, Telekom Deutschland GmbH) 
- Hinweis, dass Leitungen und Anlagen der 

genannten Versorgungsunternehmen 
durch die geplante Maßnahme nicht be-
troffen sind 

 
Gemäß § 3 Planungssicherstellungsgesetz (Plan-
SIG) wird die Auslegung des Planentwurfs durch die 
Veröffentlichung im Internet ersetzt. Die Einsicht-
nahme und die Abgabe von Stellungnahmen ist in 
der Zeit vom 04.02.2021 bis zum 15.03.2021 möglich 
unter: 
 
http://www.iserlohn.de > Wirtschaft & Stadtent-
wicklung > Bebauungsplaene 
 
Stellungnahmen können insbesondere schriftlich o-
der zur Niederschrift oder per E-Mail unter der Ad-
resse: „bauleitplanung@iserlohn.de“ vorgebracht 
werden. 
Über die vorgebrachten Stellungnahmen entscheidet 
der Rat der Stadt. 
 
Der Planentwurf und dessen Begründung liegen zu-
sätzlich zur Veröffentlichung im Internet für Personen 
ohne Internetzugang im gleichen Zeitraum bei der 
Stadt im Rathaus II, Werner-Jacobi-Platz 12, Bereich 
Städtebau, Zimmer 136 während der Dienststunden 
(Montag bis Mittwoch von 8.00 bis 16.00 Uhr, Don-
nerstag von 8.00 bis 18.00 Uhr, Freitag von 8.00 bis 
12.00 Uhr) öffentlich aus. 
 
Aufgrund der Coronavirus-Pandemie-Vorschriften 
den Landes NRW, ist das Rathaus nur beschränkt 
begehbar, wir bitten Sie, sich telefonisch anzumel-
den, damit wir Ihren Zutritt gewährleisten können. 
 
In begründeten Fällen können wir Ihnen gem. § 3 
Abs. 2 PlanSIG die Auslegungsunterlagen durch Ver-
sendung zur Verfügung stellen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen 
während der Auslegungsfrist abgegeben werden 
können und dass nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. 
 
Iserlohn, 25.01.2021 
 
 
Michael Joithe 
Bürgermeister 
 

mailto:bauleitplanung@iserlohn.de
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Amtliche Bekanntmachung 
 
Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. L 35 „Auf der Insel“ gem. § 2 BauGB 
Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 
BauGB 
 
Der Haupt- und Personalausschuss der Stadt Iser-
lohn hat am 22.12.2020 folgenden Beschluss ge-
fasst: 
 
Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. L 35 „Auf der Insel“ ist gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
öffentlich auszulegen. 
 
Ziel der Änderung des Bebauungsplans ist die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzung für die 
Fortführung des Fuß- und Radweges östlich der 
Straße „Auf der Insel“ entlang der Lenne. Mit dem 
Bau des Weges soll einerseits die Radwegeverbin-
dung in Letmathe künftig verbessert und andererseits 
die überregionale Lenneroute weiter optimiert wer-
den. 
 
 
Folgende Arten von umweltbezogenen Informatio-
nen sind verfügbar und können währen der öffentli-
chen Auslegung eingesehen werden: 
 
Umweltbericht 
 
Zur Berücksichtigung der Belange des Umweltschut-
zes wurde gem. § 2 Abs. 4 BauGB im Rahmen der 
Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 
L 35 eine Umweltprüfung durchgeführt, in welcher die 
voraussichtlichen Umwelteinwirkungen ermittelt und 
in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet 
wurden. Der Umweltbericht bildet den gesonderten 
Teil B der Begründung zum Bebauungsplan. Dabei 
wurden unter Punkt 4 -Beschreibung und Bewertung 
der Umweltauswirkungen- die folgenden Schutzgüter 
berücksichtigt:  Pflanzen / Tiere / biologische Vielfalt, 
Boden / Fläche, Wasser, Klima / Luft, Landschaft/ 
Landschaftsbild, Mensch und seine Gesundheit, Kul-
turgüter und sonstige Sachgüter. 
 
 
Artenschutzrechtliche Prüfung 
 
Enthält umweltbezogene Informationen zu den 
Schutzgütern „Pflanzen /Tiere / biologische Vielfalt, 
Fläche“ 
 
Es liegt eine Artenschutzrechtliche Vorprüfung (ASP 
Stufe I) vom August 2020 vor, in welcher die potenti-
ellen Wirkungen auf die planungsrelevanten Tierar-
ten wie die erhebliche Störung, Verletzung oder Tö-
tung sowie die nachhaltige Beeinträchtigung der öko-
logischen Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten geprüft und bewertet wurden. 

Im Rahmen der Erstellung der Artenschutzrechtli-
chen Vorprüfung wurden dabei folgende Fachbei-
träge inhaltlich berücksichtigt: 
 
• Avifaunistische Kartierung vom März-Juni 2020 - 

ornithologische Erhebung der im Gebiet vorkom-
menden planungsrelevanten und nicht planungs-
relevanten Vogelarten 

 
• Fledermauskartierung vom August 2020 - Erhe-

bung der Fledermausarten, die das Gebiet als 
Jagd- und Durchflugshabitat oder als Quartier 
nutzen 

 
 
Landschaftspflegerischer Begleitplan 
 
Enthält umweltbezogene Informationen zu den 
Schutzgütern „Pflanzen /Tiere / biologische Vielfalt, 
Fläche, Wasser, Boden, Landschaft / Landschafts-
bild“ 
 
Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans 
wurde eine Landschaftspflegerische Begleitplanung 
einschließlich einer Eingriffsbilanzierung erarbeitet. 
Landschaftspflegerischer Begleitplan einschließlich 
Biotoptypenkartierung sowie Eingriffsbilanzierung, 
Bewertung der Kompensationsfläche und Kompen-
sationsmaßnahmen sind gesonderter Teil der Be-
gründung. Unter Punkt 4. -Schutz von Natur und 
Landschaft - Umsetzung der Kompensation- sind fol-
gende Maßnahmen aufgeführt: 
 
• Maßnahmen zur Vermeidung und Konfliktminde-

rung - Umweltbaubegleitung, Trassenanpassung, 
Ausgleich von Gehölzverlusten 

 
• Spezielle Schutzmaßnahmen - Schutz von Vo-

gel- und Fledermausarten, Schutz der Vegetati-
onsbestände, Schutz des Bodens, Schutz des 
Gewässers 

 
• Landschaftspflegerische Maßnahmen - Sicher-

stellung der landschaftspflegerischen Maßnah-
men, Nachpflanzung von Bäumen, Jungbaum-
pflege, Entwicklung von Auenwald / Ufergehöl-
zen, Pflege von extensiv genutzten Grünlandflä-
chen, Pflege der Sukzessionsbrache, Pflege von 
Gehölzstrukturen 

 
• Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen - Entwick-

lung einer Bruch- und Auenwaldes 
 
 
Umweltbezogene Informationen in Stellungnahmen 
von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Be-
lange: 
 
Enthält umweltbezogene Informationen zu den 
Schutzgütern „Pflanzen / biologische Vielfalt, Fläche, 
Wasser, Boden und sonstige Sachgüter“ 
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Umweltbezogene Informationen in Stellungnahmen 
von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Be-
lange: 
 
Enthält umweltbezogene Informationen zu den 
Schutzgütern „Pflanzen / biologische Vielfalt, Fläche, 
Wasser, Boden und sonstige Sachgüter“ 
 

• Märkischer Kreis (Stellungnahmen vom 
24.05.2019 und 29.07.2019) 
- Hinweis auf die Trassenverschiebung 
- Schonung des Retentionsraums (Uferge-

hölzvegetation, Auenboden) 
- Lage im Überschwemmungsgebiet 
- Hinweise zur Eingriffs- und Ausgleichsbi-

lanzierung 
- Hinweis zu den geplanten Kompensati-

onsmaßnahmen 
• Versorgungsunternehmen (Amprion GmbH, 

Telekom Deutschland GmbH,GASCADE, 
PLEdoc GmbH,Unitymedia GmbH, Vodafone 
GmbH, Wasserwerke Westfalen 
GmbH,Westnetz GmbH) 
- Hinweis, dass Leitungen und Anlagen der 

genannten Versorgungsunternehmen 
durch die geplante Maßnahme nicht be-
troffen sind 

 
 
Gemäß § 3 Planungssicherstellungsgesetz (Plan-
SIG) wird die Auslegung des Planentwurfs durch die 
Veröffentlichung im Internet ersetzt. Die Einsicht-
nahme und die Abgabe von Stellungnahmen ist in 
der Zeit vom 04.02.2021 bis zum 15.03.2021 möglich 
unter: 
 
http://www.iserlohn.de > Wirtschaft & Stadtent-
wicklung > Bebauungsplaene 
 
Stellungnahmen können insbesondere schriftlich o-
der zur Niederschrift oder per E-Mail unter der Ad-
resse: „bauleitplanung@iserlohn.de“ vorgebracht 
werden. 
Über die vorgebrachten Stellungnahmen entscheidet 
der Rat der Stadt. 
 
Der Planentwurf und dessen Begründung liegen zu-
sätzlich zur Veröffentlichung im Internet für Personen 
ohne Internetzugang im gleichen Zeitraum bei der 
Stadt im Rathaus II, Werner-Jacobi-Platz 12, Bereich 
Städtebau, Zimmer 136 während der Dienststunden 
(Montag bis Mittwoch von 8.00 bis 16.00 Uhr, Don-
nerstag von 8.00 bis 18.00 Uhr, Freitag von 8.00 bis 
12.00 Uhr) öffentlich aus. 
 
Aufgrund der Coronavirus-Pandemie-Vorschriften 
den Landes NRW, ist das Rathaus nur beschränkt 
begehbar, wir bitten Sie, sich telefonisch anzumel-
den, damit wir Ihren Zutritt gewährleisten können. 
 
In begründeten Fällen können wir Ihnen gem. § 3 
Abs. 2 PlanSIG die Auslegungsunterlagen durch Ver-
sendung zur Verfügung stellen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen 
während der Auslegungsfrist abgegeben werden 
können und dass nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. 
 
Iserlohn, 25.01.2021 
 
 
Michael Joithe 
Bürgermeister 

mailto:bauleitplanung@iserlohn.de
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B E K A N N T M A C H U N G 
der Stadt Meinerzhagen 

 
Satzung gemäß § 35 (6) BauGB für den bebauten Bereich „Sinderhauf“ (Außenbereichssatzung) 
 
hier: Öffentliche Auslegung des Satzungsentwurfes 
 
 
Der Rat der Stadt Meinerzhagen hat in seiner Sitzung am 22.06.2020 die Aufstellung einer Satzung gemäß § 35 
Abs. 6 BauGB (Außenbereichssatzung) für den bebauten Bereich „Sinderhauf“ beschlossen. 
 
Das Ziel der Aufstellung der Außenbereichssatzung ist es, die Zulassung von Wohnzwecken dienenden Vorhaben 
innerhalb des Geltungsbereiches dieser Satzung zu erleichtern. 
 
Die Lage und Abgrenzung des Geltungsbereiches der Außenbereichssatzung ist aus dem nachstehenden Karten-
ausschnitt ersichtlich: 
 

 
 
In seiner Sitzung am 22.06.2020 hat der Rat der Stadt Meinerzhagen beschlossen, den vorliegenden Entwurf der 
o.g. Satzung einschließlich der zugehörigen Entwurfsbegründung für die Dauer eines Monats entsprechend § 3 
Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen und die durch die Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange zur Stellungnahme aufzufordern. 
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Öffentliche Auslegung: 
 
Gemäß § 3 Abs. 1 Planungssicherstellungsgesetz 
(PlanSiG) wird die öffentliche Auslegung des Sat-
zungs-Entwurfs einschließlich zugehöriger Entwurfs-
begründung durch die Veröffentlichung im Internet 
ersetzt. Die vorgenannten Unterlagen sind in der Zeit 
vom 
 

08.02.2021 bis zum 10.03.2021 (einschließlich) 
 
im Internet auf der Homepage der Stadt Meinerzha-
gen unter dem folgenden Link 
 
https://www.o-sp.de/ 
meinerzhagen/plan?L1=4&pid=51733 
 
veröffentlicht. 
 
Ergänzend zur Veröffentlichung der Unterlagen im 
Internet kann der Entwurf der Satzung gemäß § 35 
Abs. 6 BauGB (Außenbereichssatzung) für die Orts-
lage „Sinderhauf“ einschließlich Entwurfsbegrün-
dung nach vorheriger Terminabsprache beim Fach-
bereich 3, Fachdienst 3/61 „Stadtplanung“ der Stadt 
Meinerzhagen, Rathausgebäude 4, Bahnhofstraße 
9, 1. OG, Zimmer 104/105 während der Dienststun-
den eingesehen werden. Für die Terminabsprache 
steht Herr Stockhecke unter der Telefon-Nr.: 
02354/77-174 zur Verfügung. 
In begründeten Fällen oder im Falle einer Rathaus-
schließung können die Unterlagen gemäß § 3 Abs. 2 
PlanSiG postalisch zur Verfügung gestellt werden. 
 
Während der Auslegefrist können Stellungnahmen 
zum Entwurf der Außenbereichssatzung schriftlich o-
der zur Niederschrift abgegeben oder per Email an 
die Adresse stadtplanung@meinerzhagen.de gesen-
det werden. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen kön-
nen bei der Beschlussfassung über die Satzung un-
berücksichtigt bleiben. 
 
Meinerzhagen, den 20.01.2021 
 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
Nesselrath 
 

 
 

Entwurf der Haushaltssatzung 2021 
der Stadt Iserlohn 

 
Der Entwurf der Haushaltssatzung 2021 einschließ-
lich Anlagen wurde dem Haupt- und Personalaus-
schuss, dem die Entscheidungsbefugnis des Rates 
gem. § 60 Abs. 2 GO.NRW übertragen wurde, in sei-
ner Sitzung am 26. Januar 2021 zugeleitet. Der Ent-
wurf kann ab sofort während der Dauer des Bera-
tungsverfahrens (voraussichtlich bis zum 23. März 
2021) eingesehen werden. 
 
Die Möglichkeit zur Einsichtnahme besteht im Rat-
haus der Stadt Iserlohn, Schillerplatz 7, 58636 Iser-
lohn, 4. Etage, Zimmer 401, während der allgemei-
nen Servicezeiten. Zusätzlich wird der Entwurf ein-
schließlich Anlagen im Internet auf der Homepage 
der Stadt Iserlohn (www.iserlohn.de) veröffentlicht. 
 
Alle Einwohnerinnen und Einwohner sowie alle Ab-
gabepflichtigen können in der Zeit vom 27. Januar bis 
zum 12. Februar 2021 Einwendungen gegen den 
Entwurf erheben. Dies kann in Form einer schriftli-
chen Mitteilung an die Stadt Iserlohn oder durch 
mündliche Erklärung zu Protokoll im Rathaus der 
Stadt Iserlohn, Schillerplatz 7, 58636 Iserlohn, 4. 
Etage, Zimmer 401 erfolgen. Pandemiebedingt ist 
hierzu eine vorherige Terminabsprache erforderlich 
(Telefonnummer 02371 217 1411). 
 
Über rechtzeitig erhobene Einwendungen beschließt 
der Rat der Stadt in öffentlicher Sitzung. 
 
Rechtsgrundlage für diese Bekanntmachung: 
 
§ 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit gel-
tenden Fassung. 
 
Iserlohn, 27. Januar 2021  Michael Joithe 
    Bürgermeister 

https://www.o-sp.de/meinerzhagen/plan?L1=4&pid=51733
https://www.o-sp.de/meinerzhagen/plan?L1=4&pid=51733
mailto:stadtplanung@meinerzhagen.de


Sparkasse 
Märkisches Sauerland 
Hemer - Menden 

Aufgebot 

Das Sparkassenbuch der Sparkasse Märkisches Sauerland Hemer - Menden 

3700299187 

ist von den Gläubigern der Einlage als abhanden gekommen gemeldet. 

Der Inhaber dieses Sparkassenbuches wird daher aufgefordert, ihre Ansprüche 
innerhalb von drei Monaten 

bei der Sparkasse Märkisches Sauerland Hemer - Menden, Hauptstr. 206, 58675 Hemer 
anzumelden, andernfalls wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt. 

Hemer, 18.01.2021  

Sparkasse Märkisches Sauerland Hemer Menden 
Vorstan 

Diefrnär1aERe 	 Jörg Kötter 



 

 

 

Bezirksregierung Arnsberg 
Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 

 
  Geschäftszeichen:  64.21.3.4-2018-5  Dortmund, den 21.01.2021  

 
B E K A N N T M A C H U N G 

 

Planfeststellungsverfahren für den Neubau der 380-kV-Höchstspannungs-

freileitung Kruckel - Dauersberg, Bl. 4319, EnLAG-Vorhaben Nr. 19,  

Abschnitt B von Pkt. Ochsenkopf (Iserlohn) bis Pkt. Attendorn 

2. Planänderung mit Änderung der Mastkonfiguration von Mast Nr. 76 bis 

Nr. 162 und Verschiebung einzelner Maststandorte 

Die Leitungsachse der Höchstspannungsfreileitung bleibt im Bereich der 

2. Planänderung zwischen Mast Nr. 76 auf Iserlohner und Mast Nr. 162 auf 

Plettenberger Stadtgebiet grundsätzlich unverändert. Die einzelnen Maststandorte 

bleiben bis auf lokale Verschiebungen der sechs Masten mit den Nummern 88, 104, 

105, 108, 138 und 155 um bis zu 60 m erhalten. Durch die Änderung der 

Mastkonfiguration erfolgt auch eine Änderung der Fundamentart. 

Für alle Masten ist mit der 2. Planänderung eine schmalere Mastbauform 

vorgesehen. Die bislang geplanten Erdseilspitzen werden durch zwei niedrigere 

Erdseilstützen ersetzt. Damit werden die durch die Masttypänderung bedingten 

Masterhöhungen verringert. In den Bereichen der Masten Nr. 82 bis Nr. 94 und der 

Masten Nr. 118 bis Nr. 162 mit fünf Traversenebenen werden neben den beiden 

Stromkreisen der Amprion GmbH auf den unteren Ebenen jeweils zwei Stromkreise 

von 110-kV-Freileitungen anderer Betreiber mitgeführt. In den Bereichen von Mast 

Nr. 76 bis Mast Nr. 81 sowie von Mast Nr. 95 bis Mast Nr. 117 werden ausschließlich 

die beiden 380-kV-Stromkreise der Amprion GmbH auf drei Traversenebenen der 

Masten aufgelegt. 

Die Amprion GmbH und die DB Energie GmbH haben mit Schreiben vom 04.10.2018 

für den Neubau der 380-kV-Höchstspannungsfreileitung Kruckel – Dauersberg, 

Bl. 4319, Abschnitt B von Iserlohn, Pkt. Ochsenkopf bis Pkt. Attendorn einen Antrag 

auf Planfeststellung gemäß §§ 43 ff. Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) in Verbindung 

mit den §§ 72 ff. Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 

(VwVfG NRW) gestellt.  

Für das Vorhaben besteht gemäß § 3a und 3b i.V.m. Anlage 1 Nr. 19.1.1 des 

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung dieses 

Gesetzes, die vor dem 16.05.2017 galt (UVPG alte Fassung (a. F.)), die 
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Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (s. 

Übergangsregelung in § 74 Abs. 2 Nr. 1 UVPG aktuelle Fassung). 

Der bereits vom 6. November 2018 bis zum 5. Dezember 2018 in den Städten 

Iserlohn, Altena, Lüdenscheid, Plettenberg und Attendorn sowie den Gemeinden 

Nachrodt-Wiblingwerde und Herscheid ausgelegte Plan für das o.a. Vorhaben wird 

nunmehr durch auszulegende Unterlagen gem. § 9 Abs. 1 S. 4 UVPG a .F. geändert. 

Die Änderungen der 2. Planänderung betreffen den im Märkischen Kreis befindlichen 

Trassenabschnitt und zwar Grundstücke in folgenden Gemarkungen: 

Stadt Iserlohn Gemarkung Letmathe 

Gemeinde Nachrodt-Wiblingwerde Gemarkung Nachrodt-Wiblingwerde 

Stadt Altena Gemarkung Altena 

Stadt Lüdenscheid Gemarkung Lüdenscheid-Land 

Gemeinde Herscheid Gemarkung Herscheid 

Stadt Plettenberg Gemarkungen Holthausen und Dankelmert 

(Hinweis: Im Trassenabschnitt im Bereich des Kreises Olpe erfolgte bereits im Jahr 

2020 ein Planänderungsverfahren zur Änderung der Mastkonfiguration.)  

Diese Bekanntmachung und die Unterlagen der 2. Planänderung stehen in der Zeit 

vom 02.02.2021 bis zum 01.03.2021 (einschließlich) 

auf der Internetseite der Bezirksregierung Arnsberg unter 

https://www.bra.nrw.de/487064 

zur allgemeinen Einsichtnahme zur Verfügung.  

Diese Veröffentlichung im Internet ersetzt gemäß § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur 

Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während 

der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz – PlanSiG) die Auslegung 

der Unterlagen zur 2. Planänderung. 

Als zusätzliches Informationsangebot können die Unterlagen zur 2. Planänderung in 

dem oben genannten Zeitraum auch in den Städten Iserlohn, Altena, Lüdenscheid, 

Plettenberg und den Gemeinden Nachrodt-Wiblingwerde und Herscheid unter 

Einhaltung von Schutz- und Hygienemaßnahmen eingesehen werden (§ 3 Abs. 2 

PlanSiG). 

Aufgrund der Coronavirus-Pandemie-Vorschriften des Landes NRW sind die 

Rathäuser der Städte und Gemeinden Iserlohn, Nachrodt-Wiblingwerde, Altena, 

Lüdenscheid, Herscheid und Plettenberg nur beschränkt begehbar. Damit der Zutritt 

gewährleistet werden kann, ist zwingend eine telefonische Terminvereinbarung 

erforderlich. Die Terminvereinbarung ist jeweils unter den unten genannten 

Telefonnummern möglich. 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Inanspruchnahme der Einsichtnahme die 

Vorgaben der Coronaschutzverordnung und das vor Ort vorgeschriebene 

Hygienekonzept einzuhalten sind.  

https://www.bra.nrw.de/487064
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 Öffnungszeiten 

Stadt Iserlohn 
Rathaus II 
Zimmer 134 
Werner-Jacobi-Platz 12 
58636 Iserlohn 

Mo. – Mi. 08.00 Uhr - 16.00 Uhr 
Do.  08.00 Uhr - 18.00 Uhr 
Fr.  08.00 Uhr - 12.00 Uhr 
 
Terminabsprachen unter der Telefonnummer 
02371/217-2358 und -2357 

Gemeinde Nachrodt-Wiblingwerde 
Zimmer 11 - Nebengebäude 
Hagener Str. 76 
58769 Nachrodt-Wiblingwerde 
 

Mo. – Fr. 08:00 - 12:00 Uhr 
Di. + Do. 14:00 - 16:30 Uhr 
 
Terminabsprachen unter der Telefonnummer  
02352/93 83 27 

Stadt Altena (Westf.) 
Abteilung 5 - Planen und Bauen 
Zimmer 0.10 
Lüdenscheider Str. 25-27 
58762 Altena 

Mo. - Do. 09:00 - 12:00 Uhr und 
 14:00 - 15:30 Uhr 
Fr. 09:00 - 12:00 Uhr 
 
Terminabsprachen unter der Telefonnummer 
02352/20 93 49 

Stadt Lüdenscheid 
Fachbereich Planen und Bauen 
Fachdienst Stadtplanung und 
Geoinformation 
Zimmer 535 
Rathausplatz 2 
58507 Lüdenscheid 

Mo. – Do.  08:00 - 16:00 Uhr 
Fr.  08:00 - 12:00 Uhr 
 
Terminabsprachen unter der Telefonnummer 
02351/17-1305 und -2692 

Gemeinde Herscheid 
Zimmer 322 
Plettenberger Str. 27 
58849 Herscheid 

Mo. - Fr. 08:00 - 12:00 Uhr 
Di. 14:00 - 16:00 Uhr 
Do. 14:00 - 18:00 Uhr 
 
Terminabsprachen unter der Telefonnummer 
02357/9093-82 

Stadt Plettenberg 
Stadt- und Umweltplanung 
Zimmer 230 
Grünestr. 12 
58840 Plettenberg 

Mo.  08.30 Uhr - 12.00 Uhr und  
 14.00 Uhr - 16.00 Uhr 
Di.  08.30 Uhr - 13.00 Uhr und  
 14.00 Uhr - 16.00 Uhr 
Do.  08.30 Uhr - 12.00 Uhr und  
 14.00 Uhr - 17.00 Uhr  
Fr.  07.30 Uhr - 12.00 Uhr 
 
Terminabsprachen unter der Telefonnummer 
02391/923-224 
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1. Jeder, dessen Belange durch die Planänderung des Vorhabens berührt werden, 

kann von Beginn bis spätestens zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das 

ist bis zum 

    15.03.2021 (einschließlich) 

- bei der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW, 

Dezernat 66, Goebenstr. 25, 44135 Dortmund (Terminabsprachen für 

Einwendungen zur Niederschrift unter der Telefonnummer 02931/82-3600) 

sowie 

- bei den Städten und Gemeinden Iserlohn, Nachrodt-Wiblingwerde, Altena, 

Lüdenscheid, Herscheid und Plettenberg (Anschriften siehe oben) 

Einwendungen gegen die Änderungen des Plans schriftlich oder zur Niederschrift 

erheben. Sofern eine Einwendung zur Niederschrift erhoben wird, sind die 

Zutrittsregelungen und Terminabsprachen des jeweiligen Dienstgebäudes zu 

beachten.  

Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner 

Beeinträchtigung erkennen lassen. Einwendungen sollen neben dem leserlichen Vor- 

und Zunamen auch die volle leserliche Anschrift enthalten und eigenhändig 

unterschrieben sein. 

Einwendungen werden der Vorhabenträgerin und den von ihr Beauftragten zur 

Verfügung gestellt, um eine Erwiderung zu ermöglichen. Die datenschutzrechtlichen 

Hinweise zur Weitergabe der Einwendungen finden Sie auf der Internetseite der 

Bezirksregierung: 
https://www.bra.nrw.de/4003085 

Wenn Name und Anschrift des Einwenders zur ordnungsgemäßen Durchführung des 

Verfahrens nicht erforderlich sind, können diese auf Verlangen des Einwenders 

unkenntlich gemacht werden (§ 43a Nr. 2 EnWG). 

Nach Ablauf dieser Frist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf 

besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG NRW). 

Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen, die auf Grund einer 

Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der 

Verwaltungsgerichtsordnung gegen den Planfeststellungsbeschluss einzulegen, sind 

nach Ablauf dieser Frist ebenfalls ausgeschlossen (§ 73 Abs. 4 Sätze 5 und 6 VwVfG 

NRW). Der Einwendungsausschluss beschränkt sich bei Einwendungen und 

Stellungnahmen nur auf dieses Verwaltungsverfahren. 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten 

unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden 

(gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein 

Unterzeichner mit Namen und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu 

bezeichnen. Vertreter kann nur eine natürliche Person sein. Andernfalls können 

diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben (§ 17 Abs. 1 und 2 VwVfG NRW). 

https://www.bra.nrw.de/4003085
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Ferner werden gleichförmige Eingaben insoweit unberücksichtigt gelassen, als 

Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben 

haben. (§ 17 Abs. 2 Satz 3 VwVfG NRW). 

Die Erhebung von Einwendungen in elektronischer Form ist als absenderbestätigte 

DE-Mail an die Adresse der Bezirksregierung Arnsberg poststelle@bra-nrw.de-

mail.de möglich. Des Weiteren können Einwendungen als qualifiziert elektronisch 

signierte (QES) Dokumente an die Adresse poststelle@bra.sec.nrw.de der 

Bezirksregierung Arnsberg gesendet werden.  

Es wird auf die Internetseite der Bezirksregierung Arnsberg 

https://www.bra.nrw.de/159903 

verwiesen, die alle benötigten Informationen enthält. Eine einfache E-Mail erfüllt 

diese Anforderungen in keinem Fall und bleibt daher unberücksichtigt. 

2. Diese Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der vom Bund oder Land 

anerkannten Naturschutzvereinigungen sowie den sonstigen Vereinigungen, soweit 

sich diese für den Umweltschutz einsetzen und nach den in anderen gesetzlichen 

Vorschriften zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Umweltangelegenheiten 

vorgesehenen Verfahren anerkannt sind, von der Auslegung der Änderung des Plans 

(§ 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG NRW). 

3. Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden zusammen mit den bereits erhobenen 

Einwendungen zum vorliegenden Planvorhaben und den Planänderungen in einem 

Termin erörtert, der mindestens eine Woche vorher öffentlich bekannt gemacht wird.  

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Die Vertretung durch einen 

Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche 

Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist. Bei 

Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn 

verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des 

Erörterungstermins beendet.  

4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und 

Stellungnahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder durch Vertreterbestellung 

entstehende Kosten werden nicht erstattet. 

5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde 

nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem 

gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt. 

6. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die 

Planfeststellungsbehörde entschieden. Die Zustellung der Entscheidung 

(Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender wird durch öffentliche 

Bekanntmachung ersetzt (§ 74 Abs. 5 VwVfG NRW). 

7. Vom Beginn der Auslegung der 2. Planänderung tritt die Veränderungssperre nach  

§ 44a Abs. 1 und 2 EnWG in Kraft. Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt der 

Vorhabenträgerin ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 44a 

Abs. 3 EnWG). 

https://www.bra.nrw.de/159903
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8. Da das Leitungsbauvorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen, dass 

- die für das Verfahren und für die Entscheidung über die Zulässigkeit des 

Vorhabens zuständige Behörde die Bezirksregierung Arnsberg ist, 

- über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss 

entschieden werden wird, 

- die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die Einbeziehung der 

Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gem. § 9 Abs. 1 UVPG 

a. F. ist und 

- die ausgelegten Planunterlagen die nach § 6 Abs. 3 UVPG a. F. 

entscheidungserheblichen Unterlagen über die Umweltauswirkungen des 

Vorhabens enthalten. 

9. Um Dritten die Beurteilung zu ermöglichen, ob und in welchem Umfang sie von den 

Umweltauswirkungen der Planänderung des Vorhabens betroffen werden können, 

liegen umweltbezogene Informationen anhand nachfolgender Unterlagen vor, die 

Bestandteil der offengelegten Unterlagen sind:  

- Erläuterungsbericht: u.a. Angaben zur Änderung des Leitungsverlaufs, zur 

Änderung der Mastbauform und der relevanten Angaben zur Baudurchführung  

- Nachweise über die Einhaltung der magnetischen und elektrischen 

Feldstärkewerte gem. 26. Verordnung über elektromagnetische Felder 

(26. BImSchV) (Immissionsschutzbericht zur Prognose elektrischer und 

magnetischer Feldimmissionen und deren Minimierung im geplanten Vorhaben) 

- Geräuschgutachten 

- Umweltstudie – Umweltfachliche Stellungnahme einschließlich 

artenschutzrechtlicher Aspekte zur 2. Planänderung 
inkl. Anhang 1 – 4 zu Teil C – Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) 

Bezirksregierung Arnsberg 

Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 

Im Auftrag 

gez. Isermann  
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Bezirksregierung Arnsberg, Januar 2021 
- Obere Wasserbehörde -  

Aktenzeichen: 54.50.85-023 
 

Bekanntmachung 
gemäß § 76 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

und § 83 (2) Landeswassergesetz (LWG) 
 
Auslegung des Entwurfes der Ordnungsbehörd-
lichen Verordnung zur Festsetzung der Über-
schwemmungsgebiete der Gewässer Volme, 
Ennepe, Hasper Bach, Heilenbecke, Krähenber-
ger Bach, Selbecker Bach und Stefansbecke in 
der Managementeinheit Volme (ME_RUH_1100) 
im Regierungsbezirk Arnsberg einschließlich An-
lagen, Az.: 54.50.85-023  
 
Die Bezirksregierung Arnsberg als zuständige Obere 
Wasserbehörde beabsichtigt gem. § 76 Wasserhaus-
haltsgesetz - WHG eine Verordnung zur Festsetzung 
der Überschwemmungsgebiete an den oben ge-
nannten Gewässern zu erlassen. 
 
Der Entwurf der Ordnungsbehördlichen Verordnung 
eines Überschwemmungsgebietes ist gemäß § 83 
LWG für 2 Monate auszulegen. Jeder kann in dieser 
Zeit die Verordnung sowie die Karten einsehen und 
eine Stellungnahme abgeben. Näheres ist im Erläu-
terungstext beschrieben. 
 
Die Überschwemmungsgebiete in der Management-
einheit Volme im Regierungsbezirk Arnsberg erstre-
cken sich auf Flächen in den folgenden Kommunen: 
 
Stadt Hagen   (kreisfreie Stadt) 
Stadt Gevelsberg  (Ennepe-Ruhr-Kreis) 
Stadt Ennepetal  (Ennepe-Ruhr-Kreis) 
Gemeinde Schalksmühle (Märkischer Kreis) 
Stadt Lüdenscheid (Märkischer Kreis) 
Stadt Halver  (Märkischer Kreis) 
 
Eine ortsübliche Bekanntmachung über die Veröf-
fentlichung der Entwurfs-Unterlangen erfolgt auch in 
den oben genannten Kommunen. 
 
Die Unterlagen (1 Hefter mit allgemeinen Hinweisen, 
Verordnungstext und Karten im Entwurf) können in 
der Zeit 

vom 15. Februar 2021 bis 
einschließlich 16. April 2021 

eingesehen werden. 
 
Aufgrund der Beschränkungen im Zusammenhang 
mit der Corona-Pandemie und des ungewissen zu-
künftigen Verlaufs in den nächsten Monaten, wird die 
öffentliche Auslegung der Unterlagen prioritär durch 
die Veröffentlichung im Internet ersetzt und gewähr-
leistet. Diese Regelung wird auf Grundlage des § 3 
des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer 
Planungs- und Genehmigungsverfahren während 
der COVID-19-Pandemie - Planungssicherstellungs-
gesetzt (PlanSiG) vom 20.05.2020 getroffen. 

Die Unterlagen stehen auf der Internetseite der Be-
zirksregierung Arnsberg unter dem folgenden Link: 
https://www.bra.nrw.de/4882156 zur Verfügung. 
Darüber hinaus findet zusätzlich eine Auslegung der 
Entwurfs-Unterlagen bei der Bezirksregierung Arns-
berg in der Außenstelle Lippstadt, Lipperoder Straße 
8, 59555 Lippstadt, im Dezernat 54 statt. 
Kontaktdaten: 
Herr Schrick, Tel. 02931 / 82-5817, E-Mail: mar-
tin.schrick@bra.nrw.de 
Frau Hildebrandt, Tel. 02931 / 82-5859, E-Mail: 
rosa.hildebrandt@bra.nrw.de 
Es ist erforderlich sich vor der Einsichtnahme telefo-
nisch anzumelden und mit den o.g. Ansprechpart-
nern einen Termin zu vereinbaren. Bei einer Einsicht-
nahme vor Ort ist die Wahrung des erforderlichen Ab-
standes und das Tragen einer Mund-Nase-Schutz-
maske erforderlich. Ferner sind die zum Zeitpunkt 
der Auslegung geltenden Hygienevorschriften zu be-
achten.  
Weitere Arten der Zugänglichkeit zu den Unterlagen 
können in begründeten Fällen mit den o.g. Ansprech-
partnern individuell abgestimmt werden. 
 
Jeder, dessen Belange durch die Festsetzung des 
Überschwemmungsgebietes berührt werden, kann 
bis 2 Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, also 
bis zum 30.04.2021 (einschließlich), eine Stellung-
nahme zum Entwurf der Verordnung abgeben. Die 
Einwendungen sind schriftlich, per E-Mail oder wäh-
rend der Einsichtnahme mündlich zur Niederschrift 
bei der Bezirksregierung Arnsberg, Dezernat 54, un-
ter Angabe des Aktenzeichens 54.50.85-023 zu er-
heben. 
Die erhobenen Einwendungen werden bei der Be-
zirksregierung Arnsberg geprüft.  
 
Im Auftrag 
 
gez. Dr. Leismann 

https://www.bra.nrw.de/4882156
mailto:martin.schrick@bra.nrw.de
mailto:martin.schrick@bra.nrw.de
mailto:rosa.hildebrandt@bra.nrw.de
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Bekanntmachung der Stadt Altena (Westf.) 
 

1. Sitzung des Ausschusses für Soziales, 
Generationen und Familie der 

Stadt Altena (Westf.) 
 

am Montag, dem 01.02.2021, 17:00 Uhr, 
im Georg-von-Holtzbrinck-Saal. 

 
 
T a g e s o r d n u n g : 
 
 

 I. Öffentlicher Teil 
 

1. Einführung und Verpflichtung der noch 
nicht verpflichteten Ausschussmitglieder 

 
2. "Nest. Neustart im Team" Vorstellung des 

Projekts 
 

3. Tafel für Altena - Aktuelles 
 

4. Beratung des Haushaltes 2021 
Vorlage 40/17 

 
5. Mitteilungen 

 
6. Anfragen 

 
 II. Nichtöffentlicher Teil 

 
1. Mitteilungen 

 
2. Anfragen 

 
Altena (Westf.) 19.01.2021 
 
 
Biroth 
Vorsitzender 

 
 

Bekanntmachung der Stadt Altena (Westf.) 
 

1. Sitzung des Betriebsausschusses der 
Stadt Altena (Westf.) 

 
am Mittwoch, dem 03.02.2021, 17:00 Uhr, 

im Georg-von-Holtzbrinck-Saal 
 
 
T a g e s o r d n u n g : 
 
 

 I. Öffentlicher Teil 
 

1. Bestellung der Schriftführer/-innen 
 

2. Einführung und Verpflichtung der sachkundi-
gen Bürger/-innen 

 
3. Jahresabschluss 2019 des Abwasserwerks 

der Stadt Altena (Westf.) 
 

4. Jahresabschluss 2019 des Bäderbetriebs der 
Stadt Altena (Westf.) 

 
5. Jahresabschluss 2019 des Baubetriebshofes 

der Stadt Altena (Westf.) 
 

6. Entwurf Wirtschaftsplan 2021 des Abwasser-
werks der Stadt Altena (Westf.) 

 
7. Entwurf Wirtschaftsplan 2021 des Bäderbe-

triebs der Stadt Altena (Westf.) 
 

8. Entwurf Wirtschaftsplan 2021 des Baube-
triebshofs der Stadt Altena (Westf.) 

 
9. Mitteilungen 

 
10. Anfragen 

 
 II. Nichtöffentlicher Teil 

 
1. Mitteilungen 

 
2. Anfragen 

 
Altena (Westf.) 21.01.2021 
 
 
Held 
Vorsitzender 
 
 
Herausgeber: Märkischer Kreis – Der Landrat, 58509        
Lüdenscheid, Postfach 2080. Einzelexemplare sind bei den 
Stadtverwaltungen im Kreis, bei der Kreisverwaltung Lü-
denscheid und im Internet unter www.maerkischer-kreis.de 
kostenlos erhältlich; auf fernmündliche oder schriftliche An-
forderung werden Einzelexemplare zugesandt. Das Be-
kanntmachungsblatt erscheint wöchentlich. 

http://www.maerkischer-kreis.de/
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